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Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kultur hat mit Erlass vom 28.07.2003 gemäß § 18 Abs. 1 und 6
i.V.m. § 51 Abs. 3 NHG die folgende Ordnung über besondere Zugangsvoraussetzungen für den Master-Studiengang
"Life Science" genehmigt. Die Ordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkün-
dungsblatt der Universität Hannover in Kraft.

Ordnung
über besondere Zugangsvoraussetzungen
für den Master-Studiengang "Life Science"

an der Universität Hannover

§ 1 Zulassungszahl, Zulassungstermin

(1) Für den Master-Studiengang "Life Science"
besteht eine Zulassungsbeschränkung. Die Zahl
der höchstens aufzunehmenden Bewerberinnen
und Bewerber wird ab Wintersemester 2003/04
auf 20 festgesetzt.

(2) Eine Aufnahme findet in der Regel zum jewei-
ligen Wintersemester statt.

§ 2 Zugangsvoraussetzungen

(1) Zum Master-Studiengang "Life Science" kann
zugelassen werden, wer
a) einen Bachelor-of-Science-Abschluss in "Life

Science" oder verwandter Studiengänge er-
worben hat

sowie
b) eine entsprechende Eignung gemäß Absatz 3

nachweist.

(2) Bei gleichwertigen Bachelor-of-Science-
Abschlüssen in einem anderen Studiengang ist
eine Zulassung unter Auflagen möglich.

(3) Die Zulassung zum Studium setzt eine fachli-
che und eine persönliche Eignung der Bewerberin
oder des Bewerbers voraus. Die fachliche Eig-
nung erfordert gute, fachlich einschlägige Grund-
kenntnisse aus Chemie und Biologie, die durch
die im vorangegangenen Studium erbrachten
Prüfungsleistungen nachzuweisen sind. Die per-
sönliche Eignung, die durch ein besonderes Inte-
resse an der Fachrichtung "Life Science" zum
Ausdruck kommt, muss gegebenenfalls durch die
Darstellung der Beweggründe für die beabsich-
tigte Aufnahme des Studiums erläutert werden.
Genaueres hierzu regeln §§ 4 und 5.

(4) Über die Anerkennung der Gleichwertigkeit
nach Abs. (2) entscheidet der Zulassungsaus-
schuss nach den generellen Richtlinien des Prü-
fungsausschusses. Der Zulassungsausschuss
stellt die Eignung zum Studium fest. Einzelheiten
zum Verfahren sind in §§ 4 bis 7 geregelt.

§ 3 Zulassungsausschuss

(1) Die Durchführung des Zulassungsverfahrens
obliegt dem Zulassungsausschuss.

(2) Der Zulassungsausschuss wird von den Fach-
bereichsräten der Fachbereiche Biologie und
Chemie bestellt. Ihm gehören an:

- 2 Mitglieder aus der Professorengruppe (je
ein Mitglied aus dem FB Biologie und ein
Mitglied aus dem FB Chemie);

- 1 Mitglied aus der Gruppe der wissenschaftli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (im
Wechsel aus den Fachbereichen Biologie
und Chemie);

- 1 Mitglied aus der Gruppe der Studierenden;
bei Entscheidungen über die Zulassung hat die
oder der Studierende nur beratende Stimme;

- die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses mit beratender Stimme.

Der Zulassungsausschuss ist beschlussfähig,
wenn mindestens zwei stimmberechtigte Mitglie-
der anwesend sind.

(3) Der Zulassungsausschuss kann Teilaufgaben
des Begutachtungsverfahrens an andere Mitglie-
der (Professoren bzw. wissenschaftliche Mitar-
beiter) delegieren.

§ 4 Bedingtes Zulassungsverfahren

(1) Das vorläufige Verfahren gilt für Studierende
des Bachelor-Studienganges "Life Science" und
vergleichbarer Studiengänge der Universität Han-
nover oder an anderen Universitäten, die den
Bachelorabschluss noch nicht erworben haben,
aber zum Bewerbungstermin 15. Juli mindestens
130 Kreditpunkte nachweisen können.

(2) Der Zulassungsantrag muss spätestens zum
15. Juli eines Jahres bei der Universität Hannover
eingegangen sein. Er gilt nur für die Vergabe der
Studienplätze des betreffenden Zulassungster-
mins. Dem Antrag sind die Unterlagen gemäß § 5
(1) beizufügen, wobei der gemäß § 5 (1) Ziffer 1
geforderte Nachweis durch folgende Unterlagen
ersetzt wird:
1. Nachweis über die Immatrikulation im Bache-

lor-Studiengang "Life Science" bzw. vergleich-
barer Studiengänge

2. Nachweis über die bisher erworbenen Kredit-
punkte im Bachelor-Studiengang "Life Science"
bzw. vergleichbarer Studiengänge

(3) Aus den bis zum Bewerbungstermin vorlie-
genden Prüfungsleistungen wird die vorläufige
Gesamtnote gemäß § 11 der "Gemeinsamen
Prüfungsordnung für den Bachelor/Master-
Studiengang an der Universität Hannover" gebil-
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det. Diese Note ersetzt im Zulassungsverfahren
gemäß § 5 (3) a) die Note des ersten berufsquali-
fizierenden Abschlusses. In allen anderen Punk-
ten entspricht das vorläufige Zulassungsverfahren
dem normalen Zulassungsverfahren.

(4) Ergibt sich aus dem Zulassungsverfahren ge-
mäß §§ 5 und 6, dass die Bewerberin oder der
Bewerber einen Studienplatz erhält, so spricht die
Universität Hannover auf der Grundlage der ein-
gereichten Unterlagen eine vorläufige Zulassung
aus. Eine Einschreibung der Zugelassenen ohne
Bachelorzeugnis erfolgt unter der Bedingung,
dass der Zeugnisnachweis bis zur Rückmeldung
zum nächsten Semester erbracht wird.

(5) Wird der Nachweis gemäß Abs. (4) nicht frist-
gerecht geführt, erfolgt keine Einschreibung.

§ 5 Zulassungsverfahren

(1) Der Zulassungsantrag ist auf dem von der
Universität eingeführten Formular schriftlich zu
stellen und muss bis zum 15. Juli eines Jahres bei
der Universität Hannover eingegangen sein. Er
gilt nur für die Vergabe der Studienplätze des
betreffenden Zulassungstermins. Dem Antrag sind
folgende Unterlagen beizufügen:
1. Nachweis über die Zugangsvoraussetzung

gemäß § 2 Abs. 1 a) und b);
2. Darstellung des persönlichen Werdeganges

einschließlich der Zeugnisse über bisherige
einschlägige Fort- und Weiterbildung;

3. ein Lichtbild neueren Datums.
(2) Ausländische Studienbewerber haben ihren
Zulassungsantrag bis spätestens 31. Mai auf dem
von der Universität vorgesehenen Antrag einzu-
reichen. Hierbei sind ausreichende Deutschkennt-
nisse anhand der Bescheinigung über die erfolg-
reiche Teilnahme an der DSH-Prüfung oder einer
vergleichbaren Deutschprüfung nachzuweisen.

(3) Die erforderliche Eignung stellt der Zulas-
sungsausschuss anhand der vorliegenden Unter-
lagen fest. Er kann von den Bewerberinnen und
Bewerbern - unter Angabe einer Frist - auch er-
gänzende schriftliche Ausführungen (Darstellung
der Beweggründe für die beabsichtigte Aufnahme
des Studiums) oder die Teilnahme an einem
Auswahlgespräch verlangen, wenn eine Anreise
zumutbar ist. Ein Anspruch seitens der Bewerbe-
rin/des Bewerbers auf ein Auswahlgespräch be-
steht nicht.

(4) Der Grad der Eignung wird primär nach der
Note des Bachelorabschlusses ermittelt. Der Zu-
lassungsausschuss kann darüber hinaus die Er-
gebnisse nach § 5 Abs. 2 zur Ermittelung der
Eignung heranziehen.

(5) Über die endgültige Zulassung der Bewerbe-
rin / des Bewerbers entscheidet der Zulassungs-
ausschuss.

§ 6 Rangfolge

(1) Übersteigt die Zahl der nach dieser Ordnung zu-
zulassenden Bewerberinnen und Bewerber die
Höchstzahl nach § 1, so erfolgt die Auswahl unter
den Bewerberinnen und Bewerbern gemäß § 5 nach
Maßgabe der festgestellten Eignung gemäß Abs. (3).

(2) Die Rangfolge der Bewerberinnen oder Be-
werber wird durch den Zulassungsausschuss
festgelegt. Bei gleicher Eignung entscheidet das
Los über die Reihenfolge der Zulassung.

§ 7 Zulassungsbescheid
und Ablehnungsbescheid

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die zuzulassen
sind, erhalten einen Zulassungsbescheid bzw.
einen vorläufigen Zulassungsbescheid der Uni-
versität Hannover. In dem Zulassungsbescheid ist
der Termin anzugeben, bis zu dem die Bewerbe-
rin oder der Bewerber verbindlich die Annahme
des Studienplatzes zu erklären hat. Wird diese
Frist versäumt (Ausschlussfrist), wird der Zulas-
sungsbescheid unwirksam.

(2) Erklären nicht alle der nach § 7 Abs. (1) zuge-
lassenen oder vorläufig zugelassenen Bewerbe-
rinnen und Bewerber innerhalb der gesetzten Frist
die Annahme des Studienplatzes, werden in ent-
sprechender Anzahl Bewerberinnen und Bewer-
ber, die zunächst keinen Zulassungsbescheid
erhalten haben, in der Reihenfolge der von ihnen
erreichten Rangplätze zugelassen (Nachrückve r-
fahren). Abs. (1) gilt sinngemäß. Ggf. werden
weitere Nachrückverfahren durchgeführt.

(3) Sobald alle Studienplätze besetzt sind bzw.
sobald alle Bewerberinnen und Bewerber der
Zulassungsliste zugelassen wurden, spätestens
jedoch zum 15. Oktober, ist das Zulassungsver-
fahren beendet.

(4) Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zuge-
lassen werden können, erhalten einen Ableh-
nungsbescheid mit Rechtsbehelfsbelehrung. Ist
eine Entscheidung nach §§ 5 und 6 vorausgegan-
gen, so ist ihnen der erreichte Rangplatz sowie
der letzte zugelassene Rangplatz anzugeben.

§ 8 Inkrafttreten der Ordnung

Diese Ordnung tritt nach ihrer Genehmigung am
Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.
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B. Bekanntmachungen nach § 78 Abs. 2 NPersVG

Am 17.07./06.08.2003 ist die nachfolgende Dienstvereinbarung, unterzeichnet vom Vizepräsidenten für Verwaltung und
Finanzen der Universität Hannover sowie vom Gesamtpersonalrat der Universität Hannover, abgeschlossen worden:

Dienstvereinbarung über die

Neuregelung der gleitenden Arbeitszeit in der Universität Hannover

1. Allgemeines

Grundlage der Dienstvereinbarung ist die Niedersächsische Verordnung über die Ar-
beitszeit der Beamtinnen und Beamten - Nds. ArbZVO  - vom 06.12.1996 (Nds. GVBl.
S. 476) und die gem. § 81 des Personalvertretungsgesetzes für das Land Niedersach-
sen zwischen den Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften und der
Landesregierung geschlossene Vereinbarung über die Grundsätze für die gleitende Ar-
beitszeit in der Landesverwaltung vom 23.04.1999 (Nds. MBl. S. 196). Die Frauenbe-
auftragte und die Schwerbehindertenvertretung sind beteiligt worden.

2. Personenkreis

Grundsätzlich gilt die Dienstvereinbarung für alle Beschäftigten in Einrichtungen, die
gleitende Arbeitszeit eingeführt haben, mit Ausnahme der in § 105 Abs. 1 Nds. PersVG
genannten Personen (wie der Präsident, Universitätsprofessoren, Hochschuldozenten,
Verwalter bzw. Vertreter von Professorenstellen).

Eine eingeschränkte Teilnahme an der gleitenden Arbeitszeit gilt für:
• Hausdienst
• Reinigungsdienst
• Kraftfahrdienst
• Botendienst

Für die Beschäftigten der im letzten Satz genannten Bereiche richtet sich die Teilnahme
nach den dienstlichen Erfordernissen und nach Absprache mit der oder dem unmittelba-
ren Vorgesetzten bzw. einer besonderen Regelung unter Beteiligung der Personalver-
tretung.

3. Arbeitsschutzbestimmungen

Die Arbeitsschutzbestimmungen (z. B. Niedersächsische Verordnung über die Arbeits-
zeit der Beamtinnen und Beamten, Arbeitszeitgesetz, Jugendarbeitsschutzgesetz, Mut-
terschutzgesetz, Schwerbehindertengesetz) und das Niedersächsische Gleichberechti-
gungsgesetz bleiben unberührt.
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4. Arbeitszeit

4.1 Eigenverantwortlichkeit der Beschäftigten, Wahlmöglichkeit
Für die Einhaltung der gesetzlich oder tariflich festgelegten Arbeitszeit sind die Beschäf-
tigten selbst verantwortlich. Im Rahmen der festgelegten Gleitzeit bestimmen die Be-
schäftigten Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen unter Beachtung
der dienstlichen Erfordernisse, der festgesetzten Kernzeit sowie der Funktionszeit
selbst. In unvorhersehbaren Fällen kann die oder der Vorgesetzte hiervon abweichende
Anordnungen treffen, soweit und solange zwingende dienstliche Gründe es rechtferti-
gen. Dabei darf auch der Arbeitszeitrahmen überschritten werden.
Zugunsten Schwerbehinderter können von der Dienststelle im Einzelfall nach Anhörung
der Schwerbehindertenvertretung unter Berücksichtigung der jeweiligen Behinderung
abweichende Regelungen getroffen werden.

4.2 Arbeitszeitrahmen (Gleitzeit)
Der Beginn der Gleitzeit wird auf 6.00 Uhr, das Ende auf 20.00 Uhr festgesetzt. Abwei-
chende Festsetzungen sind zulässig (s. Nr. 11), wenn die Art der wahrzunehmenden
Aufgaben es erfordert.

4.3 Kernzeiten
Für die Vollzeitbeschäftigten bestehen folgende Pflichtanwesenheitszeiten (Kernzeiten):

montags bis donnerstags    von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr
   und
   von 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr

sowie freitags und an Arbeitstagen vor Feiertagen    von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr.
und vor dem 24. und 31. Dezember

In den Monaten Juni bis August endet die Kernzeit montags bis donnerstags hiervon
abweichend bereits um 15.00 Uhr.

Eine abweichende Festsetzung der Kernzeit kann aus persönlichen Gründen zur Ver-
meidung besonderer Härten im Einzelfall schriftlich zugelassen werden. Entsprechende
Anträge sind auf dem Dienstweg an die jeweilige Einrichtung zu richten. In begründeten
Ausnahmefällen können die Kernzeiten mit Zustimmung der oder des Vorgesetzten ohne
Anrechnung auf die Arbeitszeit unterbrochen werden.

Für Teilzeitbeschäftigte wird für jeden der für sie festgelegten Arbeitstage die Kernzeit in
der Weise festgesetzt, daß zumindest in Teilen Übereinstimmung mit den für Vollzeitbe-
schäftigte vorgesehenen Kernzeiten besteht. Ist für Teilzeitbeschäftigte eine ungleichmä-
ßige Verteilung der Arbeitszeit in der Weise vorgesehen, daß sie an einzelnen Wochen-
tagen wie Vollzeitbeschäftigte arbeiten, so ist für diese Tage die für Vollzeitbeschäftigte
geltende Kernzeit maßgebend.

4.4 Pausen zwischen 12.00 Uhr und 14.00 Uhr und während der Gleitzeit.
Zwischen 12.00 Uhr und 14.00 Uhr ist Zeit für eine Pause von mindestens 30 Minuten
vorzusehen. Die Beschäftigten können innerhalb dieses Zeitraumes die Pause frei wäh-
len. Zusätzlich sind außerhalb der Kernzeit weitere Pausen, z. B. zur Wahrnehmung pri-
vater Erledigungen, zulässig (siehe Nr. 10.2.1). Die Notwendigkeit der Zeiterfassung be-
stimmt sich nach Nr. 9.2.
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4.5 Sollarbeitszeit
Die Sollarbeitszeit beträgt für Vollzeitbeschäftigte arbeitstäglich (montags bis freitags)
ein Fünftel ihrer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit, d. h. zur Zeit für

Beamte/innen 8 Stunden
Angestellte und Arbeiter/innen 7 Stunden 42 Minuten.

4.6 Teilzeitbeschäftigte
Für Teilzeitbeschäftigte, deren ermäßigte Arbeitszeit gleichmäßig auf die Arbeitstage
der Woche verteilt wird, gilt Nr. 4.5 entsprechend. Bei ungleichmäßiger Verteilung auf
die Arbeitstage der Woche ist bei der Ermittlung von Zeitguthaben oder Minderzeiten
von der ermäßigten regelmäßigen Arbeitszeit auszugehen, die sich ggf. für gesetzlich
anerkannte Wochenfeiertage auf darauf entfallende Zeit vermindert. Im übrigen gilt als
täglich Sollarbeitszeit die für jeden Tag festgelegte Arbeitszeit.

5. Funktionszeit

5.1 Wenn es nach den jeweiligen dienstlichen und personellen Verhältnissen in einzelnen
Einrichtungen zweckmäßig ist, kann anstelle der Kernzeit - und bei dienstlichem Bedarf
auch am Freitagnachmittag, an Tagen vor Feiertagen und vor dem 24. und 31. Dezember
- durch die Leitung der Hochschuleinrichtung eine Funktionszeit vorgesehen werden. Die
Funktionszeit muß mindestens die Kernzeit umfassen. Von der Festlegung vormittägli-
cher oder ganztägiger Funktionszeiten ist die oberste Dienstbehörde zu unterrichten.

5.2 Funktionszeit bedeutet, daß für diese Zeit keine Pflichtanwesenheit für alle Beschäftigten
besteht, sondern die jeweilige Organisationseinheit - orientiert an der Aufgabenstellung -
durch Absprache zu gewährleisten hat, daß eine angemessene Dienstleistungsfähigkeit
sichergestellt ist.
Angemessene Dienstleistungsfähigkeit bedeutet, dass
- innerhalb der Funktionszeit eine ausreichende Anzahl von Beschäftigten anwesend

ist, die die notwendige Dienstleistung sicherstellt,
- die behördeninterne oder -übergreifende Kommunikation im erforderlichen Umfang

gewährleistet ist,
- Bearbeitungszeiten möglichst reduziert werden,
- je nach Erfordernis unter Nutzung technischer Einrichtungen (z. B. automatische An-

rufumleitung, Einsatz von Anrufbeantwortern) eine kompetente Ansprechperson er-
reicht wird, sachdienliche Hinweise gegeben werden oder notfalls zumindest eine
Nachricht hinterlassen werden kann.

Sofern notwendige Dienstleistungsstandards nicht erreicht werden, ist der /die zustän-
dige Vorgesetzte berechtigt, bis zu einer ergänzenden Vereinbarung mit der zuständi-
gen Personalvertretung vorübergehende Regelungen zu treffen.

6. Zeitguthaben und Minderzeiten, Nichtberücksichtigung von Pausen sowie von
Arbeitszeiten über 12 Stunden

6.1 Zeitguthaben oder Minderzeiten, die sich nach Maßgabe der Arbeitszeitberechnung am
Ende eines Kalendervierteljahres ergeben, sind im Rahmen der nachstehenden Rege-
lungen in das folgende Kalendervierteljahr zu übernehmen.
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6.2 Minderzeiten dürfen am Ende des Kalendervierteljahres höchstens 10 Stunden betragen,
nach vorheriger Zustimmung der oder des Vorgesetzten bis zu 20 Stunden.

6.3 Zeitguthaben dürfen am Ende des Kalendervierteljahres höchstens mit 20 Stunden über-
nommen werden. Im dienstlichen Interesse dürfen nach vorheriger Entscheidung der o-
der des Vorgesetzten bis zu 40 und nach vorheriger Entscheidung der Dienststelle
höchstens bis zu 60 Stunden Zeitguthaben in den oder die folgenden Monate übertragen
werden. Mit der Entscheidung sind die Kalendermonate, in die ein höheres Zeitguthaben
übertragen werden darf, zu benennen.

6.4 Zeitguthaben von mehr als 20 Stunden sollen spätestens im sechsten Monat, der auf den
Monat folgt, in dem das 20 Stunden überschreitende Zeitguthaben erarbeitet wurde, auf
mindestens 20 Stunden zurückgeführt sein. Ist absehbar, daß wegen zwingender dienst-
licher Verhältnisse ein Zeitausgleich nicht möglich sein könnte, ist die Anordnung von
Mehrarbeit oder Überstunden zu prüfen.

6.5 Arbeitszeiten, die die tägliche Höchstarbeitszeit von zwölf Stunden (§ 4 Nds. ArbZVO)
überschreiten, dürfen nicht als Arbeitszeit berücksichtigt werden. Die nach § 5 Abs. 2
Satz 1 Nds. ArbZVO vorgeschriebene Mindestpause von 30 Minuten gilt auch dann nicht
als Arbeitszeit, wenn sie nicht in Anspruch genommen wird. Liegt ein Ausnahmefall des §
9 Abs. 3 Nds. ArbZVO vor, wird auch eine Anrechnung als Arbeitszeit vorgenommen.

7. Mehrarbeit, Überstunden

Mehrzeiten infolge angeordneter Mehrarbeit oder Überstunden sind von entstehenden
Zeitguthaben im Rahmen der gleitenden Arbeitszeit zu unterscheiden. Sie sind bei der
Zeiterfassung gesondert auszuweisen. Mit Zustimmung der oder des Vorgesetzten darf
zu ihrem Ausgleich über die in Nr. 8 enthaltenen Vorgaben hinaus Kernzeit genutzt wer-
den.

8. Zeitausgleich

8.1 Vollzeitbeschäftigte und Teilzeitbeschäftigte mit vor- und nachmittäglicher Kernzeit kön-
nen zum Zeitausgleich nach Maßgabe der dienstlichen Erfordernisse nach Absprache
der Vertretung und mit Zustimmung der oder des Vorgesetzten innerhalb eines Kalen-
dermonats einmal die Kernzeit eines ganzen Tages oder die Kernzeiten von zwei halben
Tagen nutzen (Gleittage).

Teilzeitbeschäftigte mit Vormittags- oder Nachmittagskernzeit können die Kernzeiten
von zwei Tagen in Anspruch nehmen. Die Gleittage können bis zu drei ganzen Tagen
im Kalendervierteljahr zusammengefasst werden. Bei Vereinbarung von Funktionszeiten
wird analog verfahren.

8.2 Beschäftigte, die mindestens ein Kind unter zwölf Jahren oder nach ärztlichem Gutachten
pflegebedürftige Angehörige tatsächlich betreuen oder pflegen, können die Regelungen
der Nr. 8.1 in doppeltem Umfang in Anspruch nehmen.
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8.3 Ist nach Nr. 6.3 ein erweiteres Zeitguthaben übernommen worden, so gilt folgendes:

a) Hat die oder der Vorgesetzte die Erlaubnis gegeben, so können die in Nr. 8.1 ange-
führten Kernzeiten in doppeltem Umfang genutzt werden.

b) Hat die Dienststelle entschieden, so kann sie ohne Bindung an die vorstehenden Ab-
sätze für den jeweiligen Einzelfall Regelungen zum Zeitausgleich treffen.

9. Arbeitszeiterfassung

9.1 Zeiterfassungskarten
Die an der gleitenden Arbeitszeit teilnehmenden Beschäftigten sind für eine ordnungs-
gemäße Zeiterfassung verantwortlich. Sie erhalten eine Zeiterfassungskarte. Diese ist
Grundlage der Arbeitszeitabrechnung (Zeitsummenrechnung). Erfassungszeitraum ist
das Kalendervierteljahr.

9.2 Zeiterfassungsgeräte
Die Beschäftigten haben aus folgenden Gründen das Zeiterfassungsgerät zu betätigen:
1. Beim Betreten oder Verlassen des Dienstgebäudes anläßlich

• des Arbeitsbeginns,
• des Arbeitsendes,
• einer Pause (Nr. 4.4).

2. Innerhalb des Dienstgebäudes, wenn eine dort befindliche Kantine oder sonstige So-
zialeinrichtung für eine Mittagspause von mehr als 30 Minuten aufgesucht werden
soll. Die Mittagspause in der Kantine oder in der sonstigen Sozialeinrichtung ist ma-
nuell zu erfassen, wenn sich nachträglich eine über 30-minütige Mittagspause ergibt.

Arbeit an dienstfreien oder arbeitsfreien Tagen und nach 20.00 Uhr ist nur bei vorheriger
Entscheidung der Dienststelle zu erfassen und als Arbeitszeit zu werten.

10. Abwesenheit

10.1 Abwesenheit aus dienstlichen Gründen

10.1.1 Wird der Dienst außerhalb des Dienstgebäudes begonnen und/oder beendet,
so wird die dienstlich begründete Abwesenheit als Arbeitszeit gewertet. Dabei
bleibt die Zeit außerhalb der festgelegten Gleitzeit (vor 6.30 Uhr bzw. nach
20.00 Uhr) außer Betracht; Nr. 6.5 Satz 2 gilt entsprechend. Das gleiche gilt,
wenn Beschäftigte weder vor noch nach der Abwesenheit im Dienstgebäude
tätig waren. Insgesamt dürfen höchstens zwölf Stunden als Arbeitszeit gewertet
werden.

10.1.2 Bei mehrtägigen Dienstreisen ist für den An- und Abreisetag nach Nr. 10.1.1 zu
verfahren. An den übrigen Tagen gilt die Sollarbeitszeit als Arbeitszeit (Nr. 4.5);
bei Teilzeitbeschäftigten darüber hinaus die entsprechende Dauer der Dienst-
geschäfte bis zur Sollarbeitszeit von Vollbeschäftigten.
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10.1.3 Zeiten für Dienstgänge werden auf die Arbeitszeit angerechnet; das gilt jedoch
nicht für Wegezeiten von der Wohnung bis zur Aufnahme der Dienstgeschäfte
an einer außerhalb der Dienststelle gelegenen Stelle sowie für Wegezeiten von
der Beendigung der Dienstgeschäfte an einer außerhalb der Dienststelle gele-
genen Stelle zur Wohnung.

10.1.4 Nehmen Beschäftigte im dienstlichen Interesse mit Zustimmung der Dienstvor-
gesetzten an ganztägigen Fortbildungsveranstaltungen teil, so ist die jeweilige
Sollarbeitszeit als Arbeitszeit zugrunde zu legen. Nehmen Teilzeitbeschäftigte
an ganztägigen Fortbildungsveranstaltungen teil, so ist die für Vollzeitkräfte
geltende Sollarbeitszeit als Arbeitszeit zu werten; für dadurch entstehende Zeit-
guthaben, die die nach Nr. 6 bestehenden Grenzen überschreiten, entscheidet
die Dienststelle entsprechend Nr. 8.3 b) i. V. m. Nr. 6.4. Die Regelungen der Nr.
10.1.1 Sätze 1 und 3 finden keine Anwendung.

10.2 Abwesenheit aus außerdienstlichen Gründen

10.2.1 Für private Erledigungen (Arztbesuche, Behördengänge usw.) sind die sich aus
der gleitenden Arbeitszeit ergebenden Gestaltungsmöglichkeiten (Gleitzeit,
Zeitausgleich, Mittagspausen und sonstigen Pausen) zu nutzen.

10.2.2 Bei Urlaub, Krankheit, Kuren, ganztägigem Sonderurlaub, ganztägiger Dienst-
oder Arbeitsbefreiung ist zur Arbeitszeitberechnung die für den jeweiligen Tag
geltende Sollarbeitszeit zugrunde zu legen. Entsprechendes gilt bei verspäteter
Aufnahme oder vorzeitiger Beendigung des Dienstes wegen akuter Erkrankung.

10.2.3 Bei Abwesenheit wegen Kurzurlaub oder Arbeitsbefreiung an Teilen eines Ar-
beitstages darf nur die versäumte Kernzeit als Arbeitszeit angerechnet werden.
Bei Urlaub für halbe Tage nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Ziffer 3 i.V.m. Satz 2 Nds.
SurlVO ist die Hälfte der Sollarbeitszeit als Arbeitszeit anzurechnen.

Wenn bei medizinischen Behandlungen den aus Absatz 1 folgenden terminli-
chen Wünschen des Beschäftigten ärztlicherseits nicht nachgekommen werden
kann, ist Kurzurlaub oder Arbeitsbefreiung während der Kernzeit zu erteilen.

Zeiten der Wahrnehmung eines Mandats in einer kommunalen Vertretungskör-
perschaft oder der Erfüllung vorgehender gesetzlicher Verpflichtungen zwi-
schen dem Beginn der vormittäglichen und dem Ende der nachmittäglichen
Kernzeit sind als Arbeitszeit anzurechnen. Bei Vereinbarung von Funktionszei-
ten ist entsprechend zu verfahren.

Bei Freistellung von der Dienst- oder Arbeitsleistung für Einsätze oder Ausbil-
dungsveranstaltungen des Brand-, Katastrophen- und Zivilschutzes innerhalb
des Arbeitszeitrahmens nach Nr. 4.2 ist die Dauer der notwendigen Abwesen-
heit als Arbeitszeit anzurechnen, höchstens jedoch im Umfang der jeweiligen
täglichen Sollarbeitszeit.
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11. Experimentierklausel, abweichende Regelungen
Zur Fortentwicklung anderer als nach dieser Gleitzeitvereinbarung vorgesehener oder
zugelassener Arbeitszeitregelungen kann die Dienststelle mit der zuständigen Perso-
nalvertretung abweichende Regelungen treffen, die auf eine Dauer von längstens 1 ½
Jahren zu befristen sind. Beim In-Kraft-Treten dieser Gleitzeitvereinbarung noch nicht
abgeschlossene Modellvorhaben können mit Zustimmung des Innenministeriums fort-
gesetzt werden.

Von dieser Dienstvereinbarung abweichende Regelungen, die nach der Gleitzeitverein-
barung vom 23.04.99 zulässig sind, bedürfen ebenfalls der Zustimmung der zuständi-
gen Personalvertretung.

12. Inkrafttreten, Kündigung der Dienstvereinbarung

12.1 Die Dienstvereinbarung tritt am 01.08.2003 in Kraft. Entgegenstehende Regelungen
treten gleichzeitig außer Kraft.

12.2 Die Dienstvereinbarung kann von beiden Seiten mit einer Frist von drei Monaten ge-
kündigt werden. Sie wirkt bis zum Abschluss neuer Regelungen nach.

Hannover, den 17.07.2003 Hannover, den 06.08.2003

Für die Dienststelle: Für den Gesamtpersonalrat:

gez. Scholz gez. W. Zimmer

Vizepräsident für Verwaltung
und Finanzen
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